
 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Besten Dank für die Einladung zum oben erwähnten Vernehmlassungsverfahren. Gerne nehmen 
wir dazu wie folgt Stellung. 

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund SGB lehnt das Stabilisierungsprogramm im Grundsatz 
ab. Es ist ökonomisch unnötig und falsch. Die Schuldenbremse in der heutigen Form ist fehler-
haft. Sie führt zu übermässigen Ausgabenkürzungen und muss korrigiert werden.  

Unter dem Gesichtspunkt einer prioritätenorientierten Finanzpolitik spricht sich der SGB jedoch 
für Kürzungen beim Rüstungsaufwand und in der Landwirtschaftspolitik aus. Er unterstützt die im 
Stabilisierungsprogramm vorgesehenen Massnahmen im Bereich der Landwirtschaft und ver-
langt, dass die Rüstungsausgaben zurückgefahren werden. Ausgerechnet dieser Bereich wird 
vom vorliegenden Sparprogramm ausgenommen. Mit diesen Kürzungen werden mehr Mittel für 
die dringend notwendige Erhöhung der Mittel für Prämienverbilligungen bei den Krankenkas-
senprämien frei.  

Falsche Umsetzung der Schuldenbremse – Stabilisierungsprogramm unnötig und falsch 

Die finanzielle Lage des Bundes ist von grossen Unsicherheiten geprägt. Das hat sich in den letz-
ten Jahren verstärkt. Namentlich die Frankenüberbewertung, die Konjunktur- und Teuerungsent-
wicklung, aber auch die Zinssituation waren über weite Strecken schwer vorhersehbar und star-
ken Schwankungen unterworfen. In den letzten Jahren übertraf das Ergebnis der Finanzrech-
nung fast immer das Budget.  

Die Phase der Frankenüberbewertung hat grosse Unzulänglichkeiten der Schuldenbremse auf-
gedeckt. Die Schuldenbremse geht davon aus, dass sich die Bundeseinnahmen im Gleichschritt 
mit dem Bruttoinlandprodukt BIP entwickeln. Doch diese Annahme hält einer statistischen Über-
prüfung nicht stand. Namentlich in Phasen starker Wechselkursausschläge schwanken die Bun-
deseinnahmen stärker als das BIP. Die Bundeseinnahmen reagieren stärker auf Wechselkursbe-
wegungen als die gesamtwirtschaftliche Wertschöpfung. Das kann u.a. darauf zurückzuführen 
sein, dass ein nennenswerter Teil der Einnahmen aus den direkten Bundessteuern aus Gewinnen 
oder Dividendenerträgen in Fremdwährung stammen. Dem ist bei der Schätzung des strukturel-
len Haushaltssaldos unbedingt Rechnung zu tragen.  
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Gemäss unseren Schätzungen führt eine reale Aufwertung des Frankens um 10 Prozent zu ei-
nem Rückgang der ordentlichen Bundeseinnahmen von 3 Prozent. Zudem schwanken die Bun-
deseinnahmen etwas stärker als das BIP (Faktor 1.45). Das hat substanzielle Auswirkungen auf 
die Berechnung des k-Faktors. Insbesondere in der aktuellen Überbewertungsphase müsste ein 
adäquater k-Faktor deutlich höher ausfallen als derjenige, der im Finanzplan gemäss FHG zur 
Anwendung kommt.  

Bundeseinnahmen, BIP und Wechselkurs – ökonometrische Schätzung 

Sample: 2001 2014
Included observations: 14
Convergence achieved after 1 iteration
DLOG(EINN_BUND_ORD)=C(1)+C(2)*DLOG(GDPNOM)-C(4)*DLOG(WKR)
        -C(11)*(LOG(EINN_BUND_ORD(-1))-C(12)* LOG(GDPNOM(-1)))

Coefficient Std. Error t-Statistic Prob.  

C(1) -2.308523 0.558511 -4.133351 0.0025
C(2) 1.452552 0.216577 6.706860 0.0001
C(4) -0.313110 0.122447 -2.557100 0.0308
C(11) 0.735801 0.162437 4.529777 0.0014
C(12) 1.063047 0.052992 20.06050 0.0000

R-squared 0.916337     Mean dependent var 0.015939
Adjusted R-squared 0.879153     S.D. dependent var 0.044204
S.E. of regression 0.015367     Akaike info criterion -5.240795
Sum squared resid 0.002125     Schwarz criterion -5.012560
Log likelihood 41.68557     Hannan-Quinn criter. -5.261922
F-statistic 24.64356     Durbin-Watson stat 1.883582
Prob(F-statistic) 0.000073

 

EINN_BUND_ORD: Ordentliche Bundeseinnahmen 

GDPNOM: Nominelles BIP 

WKR: Realer Aussenwert des Frankens (gemäss SNB) 

Gemäss unseren Schätzungen ist der Franken heute gegen 20 Prozent überbewertet. Das be-
deutet, dass die Bundesfinanzen überbewertungsbedingt rund 6 Prozent unter dem Trend lie-
gen. Ökonomisch gesehen bedeutet das, dass der Bund „konjunkturelle“ Defizite in der Grös-
senordnung von 3 Mrd. Franken zulassen kann. Diese Zusammenhänge zeigen, wie stark wech-
selkursabhängig die Finanzplanszenarien gegenwärtig sind. Bereits eine Abwertung um 10 Pro-
zent würde die Ausgangslage substanziell verändern. Der Bund könnte mit Mehreinnahmen 
rechnen. Die Teuerung würde ansteigen usw. Diesem Sachverhalt muss bei der Budgetierung 
und bei der Finanzplanung Rechnung getragen werden. In Bezug auf das Haushaltsgesetz FHG 
gibt es entweder die Möglichkeit, die Berechnung des k-Faktors anzupassen (Art. 13 Abs. 3) oder 
den Höchstbetrag zu erhöhen (Art. 15 Abs. 1), was dadurch gerechtfertigt werden kann, dass die 
starke Aufwertung des Frankens durch den Bund nicht beeinflusst werden kann (im Gegensatz 
zur „unabhängigen“ SNB). 

Weil die Rechnungen in der Vergangenheit besser ausfielen als die Budgets, beläuft sich das 
Ausgleichskonto der Schuldenbremse gegenwärtig auf über 20 Mrd. Franken. Der Bund verfügt 
somit über einen ausreichend hohen Puffer innerhalb der Schuldenbremse, um in der gegenwär-
tigen unsicheren Situation eine Finanzpolitik der ruhigen Hand und der Kontinuität fortzuführen. 
Die so genannten Stabilisierungsmassnahmen sind nicht nötig. Auch aus konjunkturpolitischer 
Sicht ist im Moment Kontinuität anzeigt. Prozyklische Sparpakete wären ein Fehler.  
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Zu den vorgeschlagenen Massnahmen 

2.1 und 2.2 Massnahmen im Personalbereich 

Die Personalausgaben machen in der gesamten Jahresrechnung des Bundes seit Jahren konstant 
nur etwas über 8 Prozent aus, sind aber stets im Fokus von Sparprogrammen. Bundesrat und Par-
lament haben bereits für das Jahr 2016 Kürzungen im Personalbereich im Umfang von 132.7 Mio. 
Franken beschlossen (keine allgemeine Lohnerhöhung, Halbierung der Lohnentwicklung, Strei-
chung der Treueprämie mit fünf Jahren, Kürzung der Leistungsprämien und Querschnittskürzung 
der Personalkredite um 1 Prozent). Diese Kürzungen und insbesondere auch die einschneidende 
Senkung der Lohnentwicklung betreffen in besonderem Masse die jungen Mitarbeitenden, die tiefen 
Lohnklassen und die Mitarbeitenden in Monopolberufen.  

Zudem hat das Parlament in der Wintersession 2015 eine Motion der Finanzkommission des Stän-
derats überwiesen, die den Personalbestand ohne zeitliche Befristung auf dem Stand des Voran-
schlags 2015 einfrieren will. So besteht kaum mehr Spielraum bei den personellen Ressourcen um 
auf spezielle Herausforderungen zu reagieren. Dies wird bereits jetzt deutlich: So hat die Finanzdele-
gation Mitte Januar auf Antrag des Bundesrats zwar Stellenaufstockungen für die Terrorismusbe-
kämpfung und im Asylbereich bewilligt, diesen aber gleichzeitig aufgefordert, zu prüfen, wie diese 
verwaltungsintern kompensiert werden können.  

Art. 32k BPG Überbrückungsrenten 

Der gesetzliche Anspruch auf eine Beteiligung der Arbeitgeberin an der Überbrückungsrente soll 
gestrichen werden. Die Erfahrung der Personalverbände zeigt aber, dass „freiwillige“ frühzeitige Al-
tersrücktritte häufig auf massiven Druck der Vorgesetzten hin geschehen und Angestellte in den 
Lohnklassen 1-17 betreffen. Der SGB lehnt diese Gesetzesänderung ab. 

Die weiteren Kürzungen im Personalbereich 

Die Einsparungen in den Jahren 2017 – 2019 betragen jährlich rund 140 Mio. Franken und sollen 
über konkreten Stellenabbau, den Verzicht auf Wiederbesetzung von Vakanzen oder so genannte 
Fluktuationsbewirtschaftung realisiert werden, was in diesem Fall heisst, dass vakante Stellen über 
längere Zeit hinweg unbesetzt bleiben.  Diese Kürzungen werden sich in erhöhtem Arbeitsdruck und 
einer Häufung von Überstunden bei den Mitarbeitenden und als Dienstleistungsabbau gegen aus-
sen bemerkbar machen. Die Kantone und Gemeinden, aber auch die Bevölkerung und Privatwirt-
schaft werden davon betroffen sein. Bereits im Herbst 2015 gab es konkreten Widerstand aus dem 
Gewerbe und Transportwesen gegen die Pläne der EZV zur Schliessung von Zollstellen, denn dies 
verursacht dem Gewerbe Mehraufwand, Mehrverkehr und Zeitverlust. Die aktuelle Situation mit dem 
intensiven Einkaufstourismus würde nach mehr, aber nicht nach weniger Zollstellen verlangen.  

Eine Personalpolitik, die im Würgegriff einer dauernden Sparpolitik steckt, ist nur noch auf die Be-
wältigung von aktuellen Herausforderungen ausgerichtet und richtet sich nach politischen Opportu-
nitäten. Langfristige Projekte und Vorhaben wie auch die Qualität der „normalen“ Verwaltungstätig-
keit kann sind gefährdet. Der SGB lehnt die Kürzungen im Personalbereich ab. 

2.3 Massnahmen im Bereich Internationale Zusammenarbeit 

Die Mittel der internationalen Zusammenarbeit sollen für die Jahre 2017 – 2019 um insgesamt 
586.8 Mio. Fr. reduziert werden. Der SGB lehnt diese Kürzungen ab. Die Schweiz hat zwar das 
kurzfristig gesetzte Ziel von 0.5 Prozent des BIP sowohl 2014 wie auch 2015 erreicht, ist damit 
aber noch immer weit vom 0.7 Prozent-Ziel entfernt, zu dem auch sie sich einmal bekannt hat.  
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Die im Herbst 2015 verabschiedeten Social Development Goals in der Post-2015-Agenda gelten 
neu für alle Länder und sie enthalten explizit Ziele für eine soziale Nachhaltigkeit, die die Länder 
verpflichten, auch im Inland Massnahmen (z.B. zu würdiger Arbeit) zu ergreifen. Der SGB hat früh 
davor gewarnt, diesen vielversprechenden neuen Impuls wegen Sparprogrammen an einer un-
genügenden Finanzierung scheitern zu lassen und sieht seine Befürchtungen jetzt bestätigt. 

Der Bundesrat bestätigte kürzlich in der Beantwortung diverser parlamentarischer Vorstösse die 
aussergewöhnlich angespannte weltpolitische Lage, die auch von der Schweiz in den kommen-
den Jahren ein stärkeres Engagement in der Nothilfe erfordere, ohne dass aber die mittel- und 
langfristigen Ziele vernachlässigt werden dürften. Der Bundesrat stellt nun für das erste Quartal 
2016 die Botschaft zur internationalen Zusammenarbeit 2017 – 2020 in Aussicht, die diese Her-
ausforderungen abbilden werde. Der SGB vertritt klar die Ansicht, dass allfällige Priorisierungen 
von Massnahmen im Kontext dieser Botschaft diskutiert werden müssten und die internationale 
Zusammenarbeit auch deshalb von Kürzungen im Rahmen dieses Stabilisierungsprogrammes 
auszunehmen ist. 

2.6 Massnahmen im Bereich Migration und Integration 

Angesichts der aktuell unwägbaren Perspektive im Migrationsbereich lehnt der SGB die vorge-
schlagenen Kürzungen ab. Es ist falsch, die Inbetriebnahme der neuen Bundeszentren verzögern 
zu wollen und unklug, die Beiträge an die Integrationsmassnahmen der Kantone zu kürzen, in-
dem von vorneherein mit kantonalen Sparprogrammen gerechnet wird. Auch in den Kantonen 
kann sich die Situation sehr schnell verändern und deshalb ein Ausbau bestehender Integrati-
onsprogramme dringlich werden. Auch die Integrationspauschale ist eine Entlastung für die Kan-
tone, sie jetzt zu kürzen wäre sicher ein falsches Signal. 

2.10 Massnahmen bei Bildung, Forschung und Innovation 

Mit einer Kürzung von 20 Prozent soll der BFI-Bereich überproportional beschnitten werden. Spar-
massnahmen im Hochschulbereich wirken sich negativ auf die Lehr- und Forschungsqualität aus, 
zumal gerade auch die ETH und EPFL noch immer eine Zunahme der Studienzahlen verzeichnen. 
Sparmassnahmen verstärken die Tendenz, Forschungsprojekte über Drittmittel zu finanzieren, was 
eine heikle Gratwanderung ist und, wie jüngste Beispiele zeigen, die Unabhängigkeit der Forschung 
gefährdet. Wir stehen Drittmittelprojekten aber auch deshalb kritisch gegenüber, weil diese erfah-
rungsgemäss oft befristete Anstellungsverhältnisse zur Folge haben und dies nicht nur für die wis-
senschaftlichen Mitarbeitenden, sondern auch für das technische oder administrative Personal, wel-
ches einen erheblichen Beitrag zum Unterhalt und der gut funktionierenden Infrastruktur der Hoch-
schulen leistet. Befristete Arbeitsverhältnisse bedeuten für das ausländische wissenschaftliche Per-
sonal zudem Probleme bei der Wohnungssuche und mit Aufenthaltsbewilligungen. Und mit Drittmit-
telprojekten kann weder eine langfristige Forschungspolitik betrieben werden noch eine nachhaltige 
Stärkung des Forschungsplatzes Schweiz gesichert werden. Die fehlenden Bundesmittel durch eine 
stärkere Belastung der Studierenden mit höheren Studiengebühren zu kompensieren, lehnt der SGB 
ab.  

Der SGB hat im letzten Frühjahr in der Vernehmlassung zur Revision des Berufsbildungsgesetzes 
begrüsst, dass die höhere Berufsbildung gestärkt werden soll, allerdings auf ungeklärte Fragen der 
Finanzierung hingewiesen. So sollten die für die höhere Berufsbildung vorgesehenen Bundesbeiträ-
ge erst im Rahmen der BFI-Botschaft festgelegt werden, welche mit dem revidierten Gesetz in die-
sem Jahr dem Parlament vorgelegt wird. Aber die Kantone forderten bereits im letzten September 
eine höhere Beteiligung des Bundes an den Gesamtkosten der Berufsbildung. Nun steht zu befürch-
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ten, dass die im Stabilisierungsprogramm vorgesehenen Kürzungen entweder die beabsichtigte 
Stärkung der höheren Berufsbildung verhindern oder zu Lasten der übrigen Berufsbildung gehen, 
da die Kantone nicht willens sind, die Kürzungen auf Bundesebene zu kompensieren.  

2.15 – 2.17 Massnahmen im Bereich des UVEK 

Einsparung beim BAKOM/A6210.0111 Beitrag Angebot SRG für das Ausland 

Diese Einsparung von durchschnittlich 1 Mio. Franken würde zulasten des Auslandangebots der 
SRG via Swissinfo gehen – und letztlich auch Arbeitsplätze kosten. Das Programm von Swissinfo, 
welches vor allem AuslandschweizerInnen und an der Schweiz Interessierte im Ausland erreicht, ist 
bereits in den letzten Jahren reduziert worden. Es ist durchaus im Interesse der Eidgenossenschaft, 
dass dieses Informationsangebot aus der Schweiz und über die Schweiz von einem neutralen Ser-
vice public-Anbieter produziert wird. Der SGB lehnt die Kürzung ab. 

Bahninfrastruktur, Kürzung der LSVA-Einlage in den BIF 

Sofern der Entscheid des Bundesrats, die LSVA ab 2017 zu erhöhen, mehrheitsfähig ist, erübrigt 
sich die hier vorgeschlagene Sparmassnahme. Für die Anpassung ist allerdings ein Beschluss des 
Gemischten Landesverkehrsausschusses Schweiz-EU notwendig. Zudem ist die Motion 15.3749, 
die ein Moratorium bei der LSVA bis Ende 2018 verlangt, noch nicht behandelt worden. Sollte sich 
also die Erhöhung der LSVA nicht durchsetzen lassen, unterstützen wir den Vorschlag, das Ver-
schuldungsverbot für den BIF befristet bis 2020 auszusetzen respektive den Aufbau einer Schwan-
kungsreserve erst ab 2020 einzuführen. Hingegen lehnen wir den Vorschlag, die von den Kantonen 
zu leistende Einlage zu erhöhen, ab. Zum einen stehen die Ausgaben für den öffentlichen Verkehr in 
den meisten Kantonen im Fokus von laufenden Sparprogrammen, zum anderen wird beim regiona-
len Personenverkehr ein finanzieller Mehrbedarf von 880 Mio. Franken in den Jahren 2018 – 2021 
prognostiziert. Durch eine Erhöhung der Kantonseinlage steigt das Risiko noch zusätzlich, dass Li-
nien des regionalen Personenverkehrs ausgedünnt oder ganz gestrichen werden. 

Aufsicht öffentlicher Verkehr, Seilbahnen 

Nach Einschätzung des SGB ist es fahrlässig, in der aktuellen prekären Wirtschaftslage der Seil-
bahnunternehmen die Sicherheitsbestimmungen zu lockern. Die Unternehmen könnten versucht 
sein, jede sich bietende Möglichkeit zu nutzen um im Sicherheitsbereich und bei den Arbeitsbedin-
gungen Kosten einzusparen. Aus diesen Überlegungen lehnt der SGB die hier vorgeschlagenen 
Sparmassnahmen als riskant und untauglich ab. Auf unbefristete Betriebsbewilligungen und den 
damit einhergehenden Verzicht auf die Prüfung, ob das Unternehmen seine Sorgfaltspflicht in si-
cherheitstechnischer Hinsicht erfüllt hat, ist zu verzichten. Stattdessen muss das BAV endlich auch 
für Seilbahnen die branchenüblichen Arbeitsbedingungen als zwingende Voraussetzung zur Kon-
zessionserteilung und Betriebsbewilligung festlegen (Art. 9 Abs. 2c PBG). Mit unbefristeten Be-
triebsbewilligungen und der Verlängerung der Konzessionsdauer auf 40 Jahre würde man sich hier 
jede Chance vergeben.  

2.19 – 2.22 Massnahmen im Bereich der sozialen Sicherheit 

Solid finanzierte Sozialversicherungen und stabile Systeme der sozialen Sicherheit mit guten 
Leistungen tragen insbesondere in einer schwachen Konjunkturphase zur Stabilisierung der 
Haushaltseinkommen bei. Sparmassnahmen, welche die Finanzierung und die Leistungen der 
sozialen Sicherheit betreffen, erachten wir daher als gefährlich. Leistungskürzungen oder die 
Schwächung der Finanzierung der Sozialwerke führen zudem aufgrund unserer föderalen Kom-
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petenzverteilung stets zu einer Kostenverlagerung vom Bund hin zu den Kantonen und Gemein-
den.  

Den Vorschlag die Aufsichtsaufgaben in der AHV durch den AHV-Fonds zu finanzieren (Art. 95 
Abs. 1bis Entw.-AHVG), lehnt der SGB ab. Angesichts des Ausgabenwachstums in der AHV auf-
grund des Renteneintritts der geburtenstarken Jahrgänge und einer dafür notwendige Zusatzfi-
nanzierung erachten wir es als unangebracht, wenn gesetzlich festgelegte Aufsichtsaufgaben der 
Bundesverwaltung über Versicherungseinnahmen gedeckt werden sollen.  

Wir lehnen auch die vorgeschlagene Herabsetzung des Ausgangswerts für die Festlegung des 
Bundesbeitrags an die IV ab. Der Invalidenversicherung würden dadurch pro Jahr rund 60 Millio-
nen Franken entgehen. Dadurch verzögert sich die Amortisation der IV-Schuld gegenüber dem 
AHV-Fonds um weitere Jahre. Zudem verstärken tiefere Einnahmen für die IV den Druck für wei-
tere IV-Revisionen, welche die erneute Senkung der IV-Ausgaben zum Ziel haben. 

Als besonders stossend erachten wir auch die beabsichtige Kürzung des Bundesbeitrages an die 
individuellen Prämienverbilligung (IPV). Die Senkung des Bundesbeitrages um 0,2 Prozentpunkte 
auf 7,3% der Bruttokosten der obligatorischen Krankenpflegeversicherung entzieht den Kanto-
nen über 70 Millionen Franken pro Jahr. Dadurch steigt der Druck, dass die Kantone die An-
spruchsvoraussetzungen für den Bezug einer IPV verschärfen oder dass die Ansätze gekürzt 
werden. Auch der Verweis auf die hängige Revision des Ergänzungsleistungsgesetzes vermag 
nicht zu überzeugen. Bei mindestens zwei Kantonen (BE, BS) würde die vorgeschlagene Neuge-
staltung der EL-Mindesthöhe die IPV gar nicht entlasten. Im Übrigen wird der Vorschlag einer 
Reduktion der EL-Mindesthöhe starke Kritik hervorrufen. Denn damit wird die Existenzsicherung 
im Alter und bei Invalidität gefährdet. Dass sich der Bund auf Kosten der Schwächsten – Betagte 
und Invalide – entlasten will, ist für den Schweizerischen Gewerkschaftsbund unakzeptabel. 

Wir können auch keine Anpassungen bei den Leistungen der Militärversicherung unterstützen. 
Als älteste Sozialversicherung der Schweiz stand die Militärversicherung bereits vor 10 Jahren im 
Rahmen des Entlastungsprogramms 2005 auf dem Prüfstand. Etliche Leistungskürzungen wur-
den schon damals vorgenommen. Die nun vorgeschlagenen Massnahmen standen bereits im 
2010 im Rahmen einer Revision des Militärversicherungsgesetzes (MVG) zur Diskussion. Nach 
massiver Kritik in der Vernehmlassung entschied sich jedoch der Bundesrat die Revision fallen zu 
lassen. Daran muss festgehalten werden. Denn die heutigen Prämien der Militärversicherung sind 
bereits kostendeckend: Eine Prämienerhöhung drängt sich nicht auf. Auch auf die Neuregelung 
der Integritätsentschädigung ist zu verzichten. Damit würden keine Einsparungen erreicht, son-
dern im Gegenteil Mehrkosten generiert. 

Besten Dank für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 

Freundliche Grüsse 

SCHWEIZERISCHER GEWERKSCHAFTSBUND 

Paul Rechsteiner Dore Heim 
Präsident Geschäftsführende Sekretärin 

123 DH/DB/DL/es 


